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Drucksache VI/2499 


Der Bundesminister des Innern 

ÖS 2 -614 300 -S/7 


Bonn, den 4. August 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Marxistischer Studentenbund Spartakus 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Frau Stom- 
mel und Genossen 
- Drucksache VI/2313 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Gründung des Marxi- 
stischen Studentenbundes Spartakus? 

Die Bundesregierung hatte bereits am 5. April 1971 in ihrer 
Antwort auf die Kleine Anfrage zur Tätigkeit links- und rechts- 
radikaler Gruppen darauf hingewiesen, daß der Zusammen- 
schluß der bisher 30 einzelnen Gruppen der „Spartakus-Asso- 
ziation Marxistischer Studenten (AMS) Ji zu einem Studenten- 
verband vorbereitet werde (Drucksache VI/2074). Der nunmehr 
(Mai 1971) erfolgte Zusammenschluß dieser Gruppen zum 
„Marxistischen Studentenbund Spartakus" entspricht einer im 
politischen Leben häufigen Erscheinung, daß sich Gruppen mit 
einheitlicher Ideologie und Zielsetzung zusammenschließen. 
Aufgrund des zentralistischen Führungsprinzips orthodox-kom- 
munistischer Vereinigungen, zu denen dieser Studentenbund ge- 
hört, ist zu erwarten, daß nunmehr die Mitglieder des „Sparta- 
kus" noch stärker als bisher auf die kommunistische Zielsetzung 
ausgerichtet werden. Die Bundesregierung wird diese Entwick- 
lung aufmerksam beobachten. 
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2. Wie beurteilt die Bundesregierung den Kampf des Spartakus, 
„daß der Marxismus an unseren Hoch- und Fachhochschulen 
unverfälscht, d. h. von Marxisten dargestellt werden kann"? 

Die Bundesregierung sieht es als Aufgabe der Hochschulen an, 
unter Wahrung des Pluralismus in der Methode, wissenschaft- 
liche Erkenntnisse zu erweitern, zu vermitteln und nutzbar zu 
machen. Möglichst viele wissenschaftstheoretische Ansätze 
sollen dabei in Forschung und Lehre an der Hochschule zur Gel- 
tung kommen. Dies schließt auch eine Darstellung der marxisti- 
schen Philosophie und die geistige Auseinandersetzung mit ihr 
ein, und zwar unter Einbeziehung aller ernsthaften wissen- 
schaftlichen Richtungen. Die Behauptung, daß der Marxismus 
„unverfälscht" nur von Marxisten dargestellt werden könne, 
ist falsch. Wie die Erfahrung zeigt, sind nichtmarxistische Hoch- 
schullehrer durchaus in der Lage, Lehrveranstaltungen über den 
Marxismus abzuhalten und die Erkenntnisse des „wissenschaft- 
lichen Sozialismus" korrekt darzustellen. Hervorragendes 
Kennzeichen eines Wissenschaftlers ist seine Fähigkeit, objek- 
tiv den wissenschaftlichen Stoff darzustellen. 

Die Freiheit von Forschung und Lehre ist ein entscheidender 
Grundsatz der Hochschule. Diese Freiheit wird durch alle Ver- 
suche bedroht, nichtmarxistische Hochschullehrer auszuschlie- 
ßen oder zu behindern, im übrigen auch dann, wenn Wissen- 
schaftler, die vom Marxismus überzeugt sind, von einer Betei- 
ligung an der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit der 
marxistischen Lehre ferngehalten werden. Bei der Auswahl 
von Wissenschaftlern muß die wissenschaftliche Qualifikation 
den Ausschlag geben. Deshalb darf eine marxistische Über- 
zeugung der Beschäftigung eines qualifizierten Wissenschaft- 
lers als Hochschullehrer nicht entgegenstehen. 

Die Freiheit der Lehre entbindet jedoch niemanden von der 
Treue zur Verfassung (Artikel 5 Abs. 3 Satz 2 des Grund- 
gesetzes). Unvereinbar mit einer Beschäftigung als Hochschul- 
lehrer - wie überhaupt im öffentlichen Dienst - wäre daher die 
Teilnahme an Aktionen oder Propagierung von Bestrebungen, 
welche auf eine Beseitigung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung in der Bundesrepublik gerichtet sind. Es gibt 
kein Privileg des Katheders, das es gestatten würde, von der 
Hochschule aus - entsprechend der leninistischen Spielart des 
Marxismus - Anleitungen zum revolutionären Umsturz zu ver- 
breiten. 


3. Ist es richtig, daß - wie die Zeitung „Die Welt" in ihrer Aus- 
gabe Nr. 126 vom 3. Juni 1971 behauptet - der Bundesvorsit- 
zende des Spartakus Christoph Strave in einem Halbjahreskurs 
in der DDR auf seine Aufgaben als Bundesvorsitzender vorbe- 
reitet wurde? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob der Bundesvor- 
sitzende des „Spartakus" Christoph Strave in einem Halb- 
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jahreskurs in der DDR auf seine Aufgaben als Bundesvor- 
sitzender vorbereitet worden ist. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerung von Herrn 
Strave in seiner Rede auf dem Gründungskongreß des Spar- 
takus: „So wird der Kampf für die Verankerung des Marxis- 
mus an der bürgerlichen Universität ein Instrument zur Ver- 
drängung aller Formen von Vernichtungswissenschaft, denn 
es gibt keine friedliche Koexistenz von marxistischer und 
bürgerlicher Wissenschaft an einer Hochschule"? 


Die Etikettierung der bestehenden Universitäten als „bürger- 
lich die Forderung nach der Verankerung des Marxismus an 
der „bürgerlichen" Universität und die These, daß es keine 
friedliche Koexistenz von marxistischer und „bürgerlicher" 
Wissenschaft an einer Hochschule geben könne, entsprechen 
der bekannten kommunistischen Ideologie. Die Absicht, Hoch- 
schulen für die Ausbreitung der marxistischen Lehre zu mono- 
polisieren, indem die „nicht-marxistische" Wissenschaft durch 
einseitige ideologische Konzepte von dort „verdrängt" wird, ist 
unvereinbar mit dem Verfassungsgrundsatz der Freiheit von 
Forschung, Lehre und mit dem Bildungsauftrag der Hochschulen. 
Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, daß sie sehr wohl 
weiß, wie lebenswichtig für unser politisches System die Frei- 
heit von Forschung und Lehre ist. Sie ist sich ihrer Verant- 
wortung für diese Freiheit voll bewußt. Sie wird im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten die Länder in der Sicherung der Freiheit 
von Forschung und Lehre unterstützen. 


5. Welche Auswirkungen für die Lehre und Forschung an den 
Hochschulen erwartet die Bundesregierung von der Ankün- 
digung von Herrn Strave: „Die Alternativen, die in Basis- 
gruppen, marxistischen Fachschaftsaktiven und ähnlichen Orga- 
nisationsansätzen, die die Studentenbewegung hervorgebracht 
hat, erarbeitet werden, müssen in jede Vorlesung, in jedes 
Seminar hineingetragen werden, um sie im Studienbetrieb 
selber zu verankern. Das erfordert den politischen Kampf, die 
Initiierung wirklicher Aktionen, die Formulierung konkreter 
Kampfziele"? 

Die von Herrn Strave geforderten Aktionen sollen zu einseitig 
akzentuierten politischen Auseinandersetzungen um die Ziel- 
setzung von Studiengängen und den Inhalt von Lehrveranstal- 
tungen führen. Dabei geht es offensichtlich nicht um eine kon- 
struktive Mitwirkung an Maßnahmen der Studienreform, wie 
die Bundesregierung sie mit dem im Entwurf vorgelegten Hoch- 
schulrahmengesetz fördert. Das „kämpferische" Vokabular 
deutet darauf hin, daß die propagierten Ziele keineswegs nur 
durch rationale Argumente mit der Absicht, andere zu über- 
zeugen, verfolgt werden sollen. Es läßt vielmehr vermuten, daß 
zur Erreichung dieser Ziele ggf. auch die von den Organen der 
Hochschulselbstverwaltung getroffenen Regelungen (z. B. Stu- 
dienordnungen, Studienpläne) durchbrochen und beiseite- 
geschoben sowie die Freiheit der Lehre und des Lernens verletzt 
werden sollen. Die Hochschulen selbst, nötigenfalls auch die für 
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die Hochschulen verantwortlichen staatlichen Stellen der 
Länder, werden die gegen solche destruktiven Aktionen erfor- 
derlichen Maßnahmen treffen müssen. 


6. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Marxistische 
Studentenbund Spartakus auf dem Boden des Grundgesetzes 
steht? 

In Anbetracht des kurzen Zeitraumes seit der Gründung des 
überregionalen „Marxistischen Studentenbundes Spartakus" 
hält es die Bundesregierung für verfrüht, schon jetzt ein ab- 
schließendes Urteil über diese Vereinigung zu treffen. Im 
übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 Bezug genommen. 

Genscher 


4 



